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Erläuterungen 

Allgemeiner Teil 

Das Bundeshaushaltsgesetz 2013 – BHG 2013, BGBl. I Nr. 139/2009, sieht seit dem Entfall des § 41 
Abs. 2 Z 2 BHG 2013 durch die Novelle BGBl. I Nr. 159/2024 nicht mehr vor, dass in der Verordnung 
nach § 41 Abs. 2 BHG 2013 (Angaben zur Wirkungsorientierung-VO, BGBl. II Nr. 244/2011) die 
Berücksichtigung von Empfehlungen des Rechnungshofes und die dazu ergehenden Stellungnahmen der 
zuständigen haushaltsleitenden Organe zu regeln sind. In der Angaben zur Wirkungsorientierung-VO ist 
diese Verpflichtung durch die Novelle BGBl. II Nr. 106/2025 entfallen. Der Entfall wird zukünftig zur 
Straffung des Qualitätssicherungsprozesses der Angaben zur Wirkungsorientierung im 
Bundesvoranschlagsentwurf führen. Daher ist auch in der gegenständlichen Verordnung der Entfall der 
Abgabe von Empfehlungen des Rechnungshofes entsprechend zu berücksichtigen. 

Ferner werden sprachliche Anpassungen vorgenommen. 

Besonderer Teil 

Zu Z 1 (§ 4 Abs. 2): 

Die Verpflichtung, die Angaben zur Wirkungsorientierung dem Rechnungshof zur Kenntnis zu bringen, 
entfällt, da durch die Novelle der Angaben zur Wirkungsorientierung-VO, BGBl. II Nr. 106/2025, keine 
Empfehlungen des Rechnungshofes mehr abgegeben werden. 

Zu Z 2 (§ 8 Abs. 3): 

Es wird das Inkrafttreten geregelt. 

Zu Z 3 (§ 9): 

Die bisherigen Übergangsbestimmungen sind obsolet und entfallen daher ersatzlos. 


